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Erwartungen der Landkreise

an die Landespolitik in der 6. Legislaturperiode

1. Recht und Verfassung, Bundes- und Europaangelegenheiten 

Der erfolgreiche Aufbau des Landes Sachsen-Anhalt ist untrennbar mit der Selbstverwaltung der Gemeinden und Landkreise verbunden. Im Interesse einer weiterhin positiven Entwicklung ist daher die kommunale Selbstverwaltung auf allen Ebenen (EU, Bund, Land) zu stärken.
Zusammenarbeit bei allen kommunalrelevanten Rechtsetzungsvorhaben der EU 

Die Landkreise werden zunehmend durch Politik und Gesetzgebung der Europäischen  Union (EU) beeinflusst. Von daher bedarf es einer engen Einbindung der Landkreise durch das Land, damit die kreislichen Interessen bei europäischen Themen angemessen berücksichtigt werden. Dies gilt auch für die Evaluation der laufenden EU-Förderperiode.

Programmierung des Operationellen Programms 2014 bis 2020

Bei der Ausrichtung der EU-Strukturfonds muss der dringende Investitionsbedarf der Landkreise für die örtliche Daseinsvorsorge (z. B. Schulen und Krankenhäuser) Beachtung finden. Zur weiteren infrastrukturellen und wirtschaftlichen Entwicklung des ländlichen Raums sind für die Landkreise Globalzuschüsse bzw. Regionalfonds zur eigenverantwortlichen Umsetzung örtlicher Strategien vorzusehen.

Weiterentwicklung des Konnexitätsprinzips nach Art. 87 Abs. 3 LVerf LSA

Mit Ausnahme von Thüringen und Sachsen-Anhalt ist zwischenzeitlich in allen Flächen-Bundesländern verfassungsrechtlich geregelt, dass die infolge einer Aufgabenübertragung entstehenden Mehrbelastungen bei den Zweckausgaben und den Verwaltungskosten vom Land vollständig auszugleichen sind („striktes“ Konnexitätsprinzip). Dieser Entwicklung darf sich Sachsen-Anhalt nicht verschließen. 

Fortführung der Konsultationsvereinbarung vom 7. November 2007 

Die zwischen der Landesregierung und den kommunalen Spitzenverbänden in der 5. Legislaturperiode geschlossene Konsultationsvereinbarung hat sich dem Grunde nach bewährt, muss aber zukünftig in der Landesverwaltung bei allen staatlichen Maßnahmen mit kommunalem Bezug noch stärkere Beachtung finden.

Anhörungsrecht der kommunalen Spitzenverbände im Landtag 

Das gegenüber der Landesregierung gesetzlich vorgegebene Beteiligungsverfahren       (§§ 151a GO LSA, 73a LKO LSA) hat sich bewährt, um die kommunalen Belange angemessen berücksichtigen zu können. Auf Ebene des Landtages fehlt es bisher an einer entsprechenden Regelung, so dass zumindest eine Ergänzung der Geschäftsordnung des Landtages angezeigt ist.
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2. Innere Angelegenheiten 

Die kreisliche Selbstverwaltung hat sich in Sachsen-Anhalt als stabil, zuverlässig und erfolgreich erwiesen. Hierauf gilt es im Interesse des Landes aufzubauen. In allen Selbstverwaltungsangelegenheiten muss der Grundsatz lauten: „Weniger staatliche Vorgabe und mehr Gestaltungsspielraum vor Ort!“

Überarbeitung aller kommunal(verfassungs)rechtlichen Vorschriften 

Mit den kommunalen Gebietsreformen ist die Strukturdiskussion in Sachsen-Anhalt zum Abschluss gekommen. In einem weiteren Schritt sollte geprüft werden, welche kommunalrechtlichen Vorschriften entsprechend anzupassen sind. In diesem Zusammenhang könnte für alle Kommunen (Gemeinden und Landkreise) auch ein neues und einheitliches Kommunalverfassungsgesetz geschaffen werden.
Wirtschaftliche Betätigung von Kommunen 

Die wirtschaftliche Betätigung von Kommunen ist Teil ihres Selbstverwaltungsrechts. Vor diesem Hintergrund sind die rechtlichen Beschränkungen in §§ 116 ff. GO LSA grundlegend zu überprüfen.

Anpassung staatlicher Verwaltungsstrukturen an die Kreisgebietsreform

Für alle elf Landkreise muss der Grundsatz gelten, dass für das gesamte Kreisgebiet nur eine staatliche Behörde oder Einrichtung zuständig ist. In diesem Sinne ist die Kreisgebietsreform systematisch zu Ende zu führen.

Wahrung der kreislichen Organisations- und Personalhoheit

Land und Landkreise müssen sich darauf einrichten, dass für die wahrzunehmenden Aufgaben künftig weniger Personal zur Verfügung steht. Die sich hieraus ergebenen Herausforderungen sind von den Landkreisen erkannt und können von ihnen fachlich selbst bewältigt werden. Kommunale Vergleichsringe und die vorliegenden KGSt-Empfehlungen bilden für die Organisationsarbeit der Landkreise eine gute Basis. 

Effiziente Verwaltung durch Aufgabenbündelung bei den Landkreisen 

Der anstehende Fachkräftemangel erfordert klare Zuständigkeitsregelungen innerhalb des Landes. Werden fachlich verwandte Aufgaben von verschiedenen Behörden wahrgenommen, bedarf es der Bündelung dieser Aufgaben an einer Stelle. Hierfür bieten sich die Landkreise in besonderem Maße an, weil sie bereits eine Vielzahl von Aufgaben erfüllen und eine gleichmäßige Versorgung der Fläche mit Verwaltungsdienstleistungen gewährleisten.
Intensivierung der IT-Kooperation zwischen Land und Kommunen 

Die eGovernment-Rahmenvereinbarung zwischen Landesregierung und kommunalen Spitzenverbänden vom 9. Januar 2006 bildet eine bewährte Grundlage für die Zusammenarbeit in diesem Bereich. Die formulierten Zielsetzungen sind zu aktualisieren und zukunftsfähig fortzuschreiben. Die an verschiedenen Stellen in der Landesverwaltung vorgehaltenen Geoinformationsdaten müssen gebündelt und der kommunalen Ebene für die eigene Aufgabenerledigung kostenfrei zur Verfügung gestellt werden.
Bedarfsgerechte Anbindung der Kommunen an das Landesdatennetz

Ein neues, innovatives Landesdatennetz muss auch die kommunalen Bedürfnisse berücksichtigen und eine gemeinsam von Land und Kommunen sowie zwischen Landkreisen und kreisangehörigen Gemeinden nutzbare Infrastruktur schaffen.

Begleitende Maßnahmen für die Einführung des BOS-Digitalfunks

Die Einführung des BOS-Digitalfunks stellt eine hohe Herausforderung für Land und Kommunen in Sachsen-Anhalt dar. Aus Sicht der Landkreise sind folgende begleitende Maßnahmen erforderlich:

· Eine finanzielle Beteiligung der Kommunen an den Betriebskosten kommt frühestens nach vollständiger Inbetriebnahme des BOS-Digitalfunknetzes in Betracht. Hierfür ist eine nachvollziehbare und plausible Datenbasis erforderlich. Die kommunale Beteiligung ist zumindest teilweise über die Erträge aus der Feuerschutzsteuer zu finanzieren.
· Die finanziellen Belastungen der Landkreise für die Einführung des BOS-Digitalfunks müssen bedarfserhöhend im kommunalen Finanzausgleich Berücksichtigung finden.

· Das Land steht in der Pflicht, für den Rettungsdienst gesetzliche Regelungen zu schaffen, die auch die Krankenkassen bei der Finanzierung des BOS-Digitalfunks in die Pflicht nehmen. 

Gewährleistung eines funktionsfähigen Katastrophenschutzes

Die dezentrale Zuständigkeit der Landkreise in Katastrophenfällen hat sich bewährt. Voraussetzung für einen funktionsfähigen Katastrophenschutz ist allerdings, dass das Land seiner Verantwortung für eine ausreichende Ausstattung des Katastrophenschutzes mit Fahrzeugen, Geräten und Spezialfahrzeugen konzeptionell und umfassend gerecht wird.

Kommunale Gestaltungsräume für die gesellschaftliche Integration 

Die Landkreise bekennen sich ausdrücklich zu einem weltoffenen Sachsen-Anhalt. Sie betrachten die Integration der in Sachsen-Anhalt lebenden Migrantinnen und Migranten als eine gesellschaftliche Aufgabe, die sie unter besonderer Berücksichtigung der örtlichen Gegebenheiten erfüllen wollen. Für die Integrationsarbeit vor Ort bedarf es keiner bundes-  oder landeseinheitlichen Standards. 
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3. Finanzen 

Die Landkreise sind zur Wahrung ihrer Finanzhoheit in besonderem Maße auf eine aufgabenangemessene Finanzausstattung angewiesen, weil sie über keine eigenen Steuereinnahmen verfügen und größtenteils Pflichtaufgaben erfüllen, die ihnen von Bund und Land übertragen worden sind. Insofern sind die Ausgestaltung des Finanzausgleichsgesetzes und das Recht der Kreisumlageerhebung für die Landkreise von elementarer Bedeutung.

Weiterentwicklung des kommunalen Finanzausgleichs ab 2012

Aufbauend auf der neuen Struktur ist das Finanzausgleichsgesetz in Richtung eines stärker aufgabenorientierten Finanzausgleichs weiterzuentwickeln. Hierzu bedarf es insbesondere

· einer nachvollziehbar ermittelten und auskömmlichen Finanzausgleichsmasse für die kommunalen Aufgaben zuzüglich einer Investitionspauschale von mindestens 150 Mio. Euro/Jahr,

· der Wiedereinführung besonderer Ergänzungszuweisungen für die Schülerbeförderung und die Unterhaltung der Kreisstraßen,

· einer Vervollständigung der besonderen Ergänzungszuweisung für die Wahrnehmung der Aufgaben der Sozialhilfe um die Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung,

· einer Verteilungsregelung für die allgemeinen Zuweisungen auf der Grundlage des für die einzelnen kommunalen Gruppen festgestellten Finanzbedarfs,

· der Überprüfung bzw. Aufhebung bestehender Übergangsregelungen und zum Teil systemwidriger Zuschläge im FAG.

Aufgabenkritik und Deregulierung

Angesichts der schwierigen Finanzsituation von Bund, Ländern und Kommunen ist das Ziel einer konsequenten Aufgabenkritik und Deregulierung auf allen Ebenen neu zu beleben. 

Stärkere Mitwirkungsrechte der Kommunen in der Investitionsbank Sachsen-Anhalt

Die Zuständigkeit der Investitionsbank Sachsen-Anhalt für kommunale Maßnahmen ist in den vergangenen Jahren erheblich erweitert worden. Dieser Entwicklung muss die Gremienbesetzung angepasst werden. Beide kommunalen Spitzenverbände müssen jeweils einen Sitz im Verwaltungsrat der Investitionsbank erhalten.

Konnexitätsgerechter Ausgleich für bundesgesetzlich veranlasste Mehrbelastungen

Nach der Föderalismusreform I ist das Land verpflichtet, die finanziellen Folgen einer bundesgesetzlich verursachten Aufgabenausweitung auf kommunaler Ebene zu tragen. Wir erwarten deshalb, dass das Land die rückwirkende Regelsatzerhöhung im SGB XII zum   1. Januar 2011 konnexitätsgerecht ausgleicht.
Erhöhter Mehrbelastungsausgleich für soziale Leistungen durch den Bund

Die Arbeitsgruppe „Standards“ der Gemeindefinanzkommission hat einvernehmlich festgestellt, dass seit Jahren die Ausgaben der Kommunen für soziale Leistungen so rasch wie kein anderer Ausgabenblock gestiegen sind. Dies betrifft aus kreislicher Sicht insbesondere die Kosten der Unterkunft nach SGB II und der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach SGB XII. 
Das Land steht in der Verpflichtung, die auf Bundesebene beschlossenen Entlastungen dauerhaft ungekürzt an die Landkreise und kreisfreien Städte weiterzureichen.
Fortgeltung der SGB II-SoBEZ („Ost-Milliarde“)

Die ostdeutschen Landkreise und kreisfreien Städte waren durch ihre strukturell höhere Arbeitslosigkeit überproportional an den Lasten bei der Einführung des SGB II betroffen. Nach Berechnungen des in dieser Sache für die neuen Bundesländer federführenden Finanzministeriums Mecklenburg-Vorpommern wirkt diese unterschiedliche Ausgangslage fort, so dass ein gesonderter Ausgleich aus dem Umsatzsteueraufkommen der Länder nach wie vor gerechtfertigt und erforderlich ist.

Kommunale Umsatzsteuerbeteiligung statt Kostenbeteiligung des Bundes

Um keine weitere Mischfinanzierung zu institutionalisieren, sollten statt einer erhöhten Bundesbeteiligung bei sozialen Leistungen nach SGB II und SGB XII entsprechende Umsatzsteuerpunkte zugunsten der Landkreise und kreisfreien Städte als Aufgabenträger in diesem Bereich vorgesehen werden. 

Mehr Verantwortung durch kommunalen Hebesatzkorridor bei der Einkommensteuer 

Die zur Diskussion stehende Möglichkeit eines kommunalen Hebesatzkorridors auf die Einkommensteuer wird von den Landkreisen als Teil eines kommunalen Gesamtentlastungspakets auf Bundesebene mitgetragen. Es erweitert die Gestaltungsmöglichkeiten und die Verantwortung vor Ort.

Verwendungsnachweisprüfung durch die Bewilligungsbehörden

In den Bewilligungsbescheiden verlangen die Bewilligungsbehörden im Land Sachsen-Anhalt regelmäßig eine Prüfung des Verwendungsnachweises durch das kommunale Rechnungsprüfungsamt, ohne dass diese Aufgabe den Rechnungsprüfungsämtern gesetzlich übertragen ist. Von daher bedarf es – wie z. B. in Brandenburg – einer erlassmäßigen Klarstellung, dass für die Verwendungsnachweisprüfung allein die jeweilige Bewilligungsbehörde zuständig ist.
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4. Wirtschaft und Arbeit 

Das Land Sachsen-Anhalt hat spürbare Fortschritte beim Abbau der Arbeitslosigkeit zu verzeichnen. Die Landkreise haben im Rahmen ihrer jeweiligen Zuständigkeiten nach dem SGB II große Anstrengungen unternommen, insbesondere langzeitarbeitslose Menschen wieder in Arbeit zu bringen. Angesichts der zukünftigen demografischen Veränderungen wird es zunehmend darauf ankommen, einem drohenden Fachkräftemangel zu begegnen. 

Recht auf Zulassung als kommunaler Träger nach SGB II

Die Zulassung von insgesamt 41 weiteren Landkreisen und kreisfreien Städten als kommunaler Träger nach dem SGB II zum 1. Januar 2012 wird ausdrücklich begrüßt. In Sachsen-Anhalt werden von vier Landkreisen, die sich bis Ende 2010 beworben haben, voraussichtlich nur zwei zugelassen. Da die entsprechenden Anträge jeweils von einer breiten Zweidrittelmehrheit in den Kreistagen getragen sind, sollten alle vier Bewerber das Recht auf Zulassung erhalten.
Beteiligung der kommunalen Träger am Kooperationsausschuss nach § 18b SGB II

Für jedes Land ist ein Kooperationsausschuss einzurichten, der paritätisch von Bund und Land besetzt wird. Das BMAS räumt der Arbeitsverwaltung einen Sitz ein. Im Sinne der konzeptionellen Arbeit des Kooperationsausschusses wäre es deshalb sinnvoll, dass die Landesregierung auch den zugelassenen kommunalen Trägern einen Sitz im Kooperationsausschuss einräumt. 

Auskömmliche Finanzierung des SGB II mit gerechter Verteilung der Mittel

Der Bund hat sich an den kommunalen Ausgaben für Unterkunft und Heizung auskömmlich und unter Berücksichtigung der tatsächlichen Kostenentwicklung zu beteiligen. Die Landesregierung steht in der Verantwortung, die Binnenverteilung der Entlastungsvolumina gerecht zu organisieren. Dies gilt insbesondere für die Gruppe der Landkreise gegenüber der Gruppe der kreisfreien Städte. 
Bereitstellung ausreichender Eingliederungsmittel 

Der Bund muss seinen Haushaltstitel für Eingliederungsmittel so ausreichend ausstatten, dass auf arbeitsmarktpolitische Problemlagen vor Ort angemessen reagiert werden kann.
Zuständigkeitsänderungen für die SGB II-Statistik
Zwischen der Bundesagentur für Arbeit und den kommunalen Trägern besteht ein Konkurrenzverhältnis. Die statistischen Aufgaben nach dem SGB II sollten daher im Interesse der Neutralität von der Bundesagentur auf das Statistische Bundesamt und die Statistischen Landesämter übertragen werden. 
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5. Familie, Kinder, Jugend, Gesundheit und Soziales 

Sachsen-Anhalt ist von einem stetigen Bevölkerungsrückgang und zugleich von einer Zunahme des Durchschnittsalters der Bevölkerung geprägt. Die Folgen dieser demografischen Entwicklung sind bei der Gestaltung der sozialen und gesundheitlichen Infrastruktur zu berücksichtigen. Um die Zukunftsfähigkeit des Landes Sachsen-Anhalt zu erhalten, müssen die Interessen und Belange von Kindern und Jugendlichen, Erwachsenen im Erwerbsalter und älteren Menschen objektiv gegeneinander abgewogen werden. 
Landesausführungsgesetz zum Bildungs- und Teilhabepaket

Die Umsetzung des auf Bundesebene beschlossenen Bildungs- und Teilhabepakets stellt die kommunalen Aufgabenträger vor erhebliche Herausforderungen. In einem Landesausführungsgesetz sind kurzfristig die noch offenen Zuständigkeits- und Finanzierungsfragen zu regeln:
· Die vom Bund bereitgestellte Verwaltungskostenerstattung ist ungekürzt an die Landkreise und kreisfreien Städte weiterzureichen. 

· Die Bundesmittel für die Zweckausgaben im Jahr 2011 sind nach der Zahl der betroffenen Kinder und Jugendlichen verbindlich und planungssicher an die Landkreise und kreisfreien Städte zu verteilen.

· Für Kinder im Sozialhilfebezug (SGB XII) ist die neue Aufgabe konnexitätsgerecht an die Landkreise und kreisfreien Städte zu übertragen. 

Evaluation der Finanzierung von Kindertageseinrichtungen

Die jährlichen Kostensteigerungen für Land und Landkreise erfordern eine objektive Überprüfung der Finanzierungsregelungen zur Kindertagesbetreuung. Die zur Verfügung gestellten Mittel müssen sich auf nachvollziehbare und plausible Datengrundlagen stützen. Gleichzeitig wird die Landesregierung aufgefordert, die Ergebnisse ihrer laufenden Untersuchung zur Personalkostenstruktur in den Einrichtungen schnellstmöglich vorzulegen. 

Bildung in Kindertageseinrichtungen

Vorschulische Bildungsinhalte in Kindertageseinrichtungen haben gerade für Kinder mit einem Migrationshintergrund oder aus bildungsferneren Schichten eine wichtige Bedeutung. Bevor über eine Ausweitung dieser Bildungsinhalte politisch nachgedacht wird, muss das laufende Bildungsprogramm auf seinen schulischen Erfolg bei Grundschülern untersucht werden. Für den weiteren Ausbau der Bildungsinhalte gilt das Konnexitätsprinzip nach Art. 87 Abs. 3 LV LSA. 
Keine neuen kommunalen Belastungen durch das Bundeskinderschutzgesetz

Die geplanten Neuregelungen sind auf Notwendigkeit, Wirksamkeit und Nachhaltigkeit kritisch zu prüfen. Eine Ausweitung von Aufgaben löst Konnexitätsfolgen aus.
Erreichbare Krankenhäuser im ländlichen Raum 

Die Krankenhausversorgung steht gerade im ländlichen Raum vor großen Herausforderungen. Ziel ist ein gesamtgesellschaftlicher Konsens zu wesentlichen Parametern der Versorgungsplanung, besonders zu den Anforderungen an eine ortsnahe Versorgungsstruktur und zur Zumutbarkeit der Wege zum nächsten Krankenhaus sein.

Erhalt der haus- und fachärztlichen Versorgung im ländlichen Raum 

In einzelnen Teilen des Landes ist die haus- und fachärztliche Versorgung gefährdet. Die Sicherstellungsverpflichtung für die ambulante, vertragsärztliche Versorgung liegt bei der Kassenärztlichen Vereinigung Sachsen-Anhalt. Den Landkreisen muss jedoch ein Mitwirkungsrecht an der Bedarfsplanung im ambulanten Bereich eingeräumt werden, da auf kommunaler Ebene eine drohende Unterversorgung am ehesten erkennbar wird. 

Neugestaltung der Krankenhausinvestitionsfinanzierung 

Wegen der rückläufigen Investitionspauschale nach FAG und der Entschuldungsbestrebungen über STARK II ist das bestehende Umlagesystem für Krankenhausinvestitionen grundlegend neu zu ordnen. Bleibt es dennoch bei der Finanzierung über eine Krankenhausumlage der Landkreise und kreisfreien Städte, muss diese bei der Bemessung des kommunalen Finanzausgleichs bedarfserhöhend berücksichtigt werden.

Überprüfung des Aufgabenbestandes der kommunalen Gesundheitsämter 

Das Gesundheitsdienstgesetz des Landes Sachsen-Anhalt ist dringend zu deregulieren, um Aufgabenumfang und personelle Leistungsfähigkeit der unteren Gesundheitsbehörden wieder zum Ausgleich zu bringen.

Zukunftsfähige Gestaltung des Rettungsdienstes

Bei der angekündigten grundlegenden Novelle des Rettungsdienstgesetzes ist aus Sicht der Landkreise folgendes zu beachten:

· Die Gesetzesänderung  muss einer intensiven und objektiven Gesetzesfolgenabschätzung unterzogen werden.

· Für die kommunalen Träger des Rettungsdienstgesetzes gibt nur eine Refinanzierung der Kosten des Rettungsdienstes über Gebühren nach dem KAG ausreichend Planungssicherheit. Die Finanzierung über zu vereinbarende Entgelte hat sich nicht bewährt.
· Die aktuellen Probleme des Rettungsdienstes sind durch das Fehlen geeigneter und bereiter Notärzte geprägt. Hier bedarf es dringend verschiedenster Ansätze, um mittelfristig Entlastung zu erreichen.

Gerichtskostenbefreiung der Landkreise in sozialgerichtlichen Verfahren

Wie das Land müssen auch die Landkreise in allen sozialgerichtlichen Verfahren gebührenbefreit sein. Nach dem Landesrechtsvorbehalt in § 2 Abs. 3 Satz 2 GKG besteht ausdrücklich die Möglichkeit für eine entsprechende Landesregelung. 
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6. Bildung und Kultur 

Gute Bildungschancen sind wesentliche Haltefaktoren für Familien im ländlichen Raum. Die Zuständigkeiten der Landkreise beschränken sich allerdings im Wesentlichen auf die Schulentwicklungsplanung, die Schulgebäude und die Sachausstattung. Die Landkreise erklären sich ausdrücklich bereit, auch bei der inhaltlichen Ausrichtung der Schulen Verantwortung zu übernehmen. 
Kontinuität in der Schulpolitik

In Sachsen-Anhalt hat es in der Vergangenheit mehrfach in kurzen Zeiträumen durchgreifende Änderungen im Schulsystem gegeben. Dies hat sich aus Sicht der Landkreise als Träger nahezu aller öffentlichen Schulen nicht bewährt. Wir setzen daher auf eine hohe Kontinuität der bestehenden Schulformen und damit einen Bestandsschutz der getätigten Investitionen.
Schule im ländlichen Raum

Der demographische Wandel stellt gerade die Landkreise vor große Herausforderungen, um den Kindern eine Beschulung in noch zumutbarer Entfernung zum Wohnort zu ermöglichen. Angesichts der künftigen Entwicklung darf sich die Schule nicht noch weiter von den Familien entfernen. Es bedarf daher besonderer Vorgaben zur Schulentwicklungsplanung im ländlichen Raum. Zugleich muss die Landesregierung nach Wegen suchen, um der Gründung von kleinen und kleinsten Privatschulen zu begegnen, die eine zukunftsweisende kommunale Schulentwicklung wesentlich erschweren oder sogar verhindern. 
Gesamtkonzeption des Landes zur Inklusion im Schulbereich

Das Land hat sich grundsätzlich zu dem Ziel bekannt, Kinder mit Behinderungen in das allgemeine Bildungssystem zu integrieren. Es fehlt allerdings an einer schlüssigen und umfassenden Gesamtkonzeption, die die Schnittstellen zwischen Schule, Schülerbeförderung, Sozialhilfe und Jugendhilfe berücksichtigt und den finanziellen Belangen der Beteiligten Rechnung trägt. 

Keine weitere Ausweitung des Rechtsanspruchs auf Schülerbeförderung

Sachsen-Anhalt hat traditionell einen hohen Standard bei der Schülerbeförderung. Für weitergehende Rechtsansprüche erkennen wir weder inhaltlichen Bedarf noch finanziellen Spielraum.
Erhalt der kulturellen Vielfalt

Um die Attraktivität unseres ländlich geprägten Bundeslandes zu stärken, muss es den Landkreisen finanziell möglich sein, auch künftig kulturelle Angebote in ihrem Gebiet selbst vorzuhalten, zu initiieren oder zu unterstützen.
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7. Ernährung, Landwirtschaft, Forsten, ländliche Entwicklung und Umwelt 

Die Landkreise tragen in besonderem Maße Verantwortung für die Entwicklung des ländlichen  Raums und setzen sich daher dafür ein, auch außerhalb von Magdeburg und Halle attraktive Lebens-, Arbeits- und Wohnbedingungen zu schaffen. 

Regionalbudgets für die Arbeitsgemeinschaften gemäß § 12 Landwirtschaftsgesetz

Über die Arbeitsgemeinschaften bei den Ämtern für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten sind die Landkreise mitentscheidend in die Entwicklung des ländlichen Raums eingebunden. Diese Gestaltungsmöglichkeiten setzen allerdings ein eigenes Regionalbudget in entsprechender Höhe voraus.

Breitbandversorgung des ländlichen Raums

Im Interesse gleichwertiger Lebensverhältnisse muss der ländliche Raum in Sachsen-Anhalt mit leistungsfähigen Breitbandnetzen versorgt werden. Hierzu ist in Anlehnung an die Breitbandstrategie der Bundesregierung 
· bis Ende des Jahres 2014 eine Versorgung aller Landkreise mit Breitbanddiensten von 50 MBit/sec für mindestens 75 % ihrer Bevölkerung und 
· bis Ende des Jahres 2018 die Anschlussmöglichkeit von mindestens 50 MBit/sec für alle Haushalte und Unternehmen
zu realisieren.
Gemeinsame Nutzung von Datenbeständen im Umwelt- und Forstbereich

Zur vollständigen Umsetzung des Zweiten Funktionalreformgesetzes müssen die Landkreise auf die staatlich verwalteten Datenbestände in den übertragenen Aufgabenbereichen zugreifen können. Diese Schnittstellen sind kurzfristig zu realisieren. Entsprechendes gilt auch für die Zusammenarbeit mit dem Landeszentrum „Wald“.

Novellierung des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes

Das laufende Gesetzgebungsverfahren auf Bundesebene ist mit hohen Risiken für die Landkreise als öffentlich-rechtliche Entsorgungsträger verbunden. Die Landkreise erwarten, dass sich das Land gegen eine „Rosinenpickerei“ durch die gewerbliche Wirtschaft einsetzt, die letztlich zu Gebührenerhöhungen für die Bürger führt. 
Erwartungen der Landkreise 

an die Landespolitik in der 6. Legislaturperiode

8. Bau, Planung und Verkehr 

Planungs- und Mobilitätsfragen sind für die Entwicklung eines Landkreises von grundsätzlicher Bedeutung. Insofern bedarf es bei diesen Aufgaben klarer Zuständigkeits- und verlässlicher Finanzierungsregelungen. 
Neuordnung der Zuständigkeiten im Landesplanungsgesetz

Die planungsrechtlichen Zuständigkeiten der Landkreise sind im Verhältnis zum Land zu stärken. Dies gilt auch bezüglich der Raumbeobachtung.

Finanzierung der Regionalen Planungsgemeinschaften ab dem Jahr 2012 

Die Mitfinanzierung des Landes für die Aufgaben der Regionalen Planungsgemeinschaften ist derzeit nur bis zum Ende des Jahres 2011 abgesichert. Angesichts der vom Land veranlassten Veränderungen im Aufgabenbestand bedarf es einer finanziellen Anschlussregelung. Alternativ wäre zu prüfen, ob wegen der Kreisgebietsreform 2007 die Organisationsform für die Regionalplanung durch die Landkreise als Aufgabenträger freigegeben werden kann.

Neuordnung der Zuständigkeiten nach § 59 BauO LSA

Die sog. Gestattungsverfahren nach § 59 BauO LSA werden derzeit in einer gemischten Zuständigkeit zwischen Landesverwaltungsamt und Landkreisen bzw. kreisfreien Städten wahrgenommen. In diesen Verfahren müssen die unteren Bauaufsichtsbehörden bauordnungsrechtlich verantwortliche Behörde werden.

Novellierung des Personenbeförderungsgesetzes

Bei der anstehenden Neufassung des Personenbeförderungsrechts auf Bundesebene ist zur Gewährleistung des öffentlichen Personennahverkehrs die kommunale Aufgabenträgerschaft ausdrücklich zu stärken.

Auskömmliche Finanzierungsregelung für den Ausbildungsverkehr ab 2014

Mit der Neufassung des ÖPNV-Gesetzes zum 1. Januar 2011 sind die Landkreise und kreisfreien Städte auch für die Finanzierung des Ausbildungsverkehrs zuständig. Hierfür sieht das Gesetz einen Festbetrag für 2012 und 2013 vor. Ab 2014 muss durch den Gesetzgeber eine gesetzliche Anschlussregelung in auskömmlicher Höhe geschaffen werden.

Absicherung des kommunalen Investitionsbedarfs im Verkehrsbereich

 

Zur Gewährleistung des regionalen Verkehrsnetzes und des öffentlichen Personennahverkehrs bedarf es weiterhin kommunaler Investitionsmaßnahmen, die aus Mitteln des Entflechtungsgesetzes gefördert werden. Eine entsprechende Regelung muss auskömmlich und verbindlich (z. B. im Haushaltsgesetz, StrG LSA oder ÖPNVG LSA) verankert werden.
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